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Protokoll zum 12. Wasserforum Bayern 

Am 08.07.2011 fand am Bayerischen Landesamt für Umwelt in München das 12. Wasserfo-
rum Bayern mit 70 Teilnehmern statt. Das Teilnehmerverzeichnis ist dem Protokoll beige-
fügt. 

Schwerpunktthemen des 12. Wasserforums waren: 

• Aktuelle Ergebnisse zur Umsetzung der Europäischen Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie in 
Bayern 

• Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) aus Sicht der EU-Kommission 

• Überblick zur neuen Grundwasserverordnung 

• Die praktische Realisierung der Maßnahmenprogramme – Konzepte und Maßnahmen aus den Berei-
chen fischbiologische Durchgängigkeit, Hydromorphologie und Landwirtschaft sowie zur interkommuna-
len Zusammenarbeit 

• Beiträge zur Thematik Wasserkraft und Ökologie 

• Werkstattgespräch zu Umsetzungskonzepten. 

Präsentationen zu den Vorträgen können im Internet abgerufen werden unter: 
Internetangebot Bayerisches Landesamt für Umwelt 

 

(http://www.lfu.bayern.de/wasser/wrrl/beteiligung_oeffentlichkeit/wasserforum_bayern/index.htm) 

1. Begrüßung Präsident Claus Kumutat (LfU) 

2. Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie 

2.1 Hochwasserrisikomanagement – Kommunikation und Partizipation 

Vortrag Erich Eichenseer (StMUG) 

2.2 Ergebnis der vorläufigen Bewertung des Hochwasserrisikos 

Vortrag Gabriele Merz (LfU) 

2.3 Hochwasserrisikomanagement-Plan Main 

Vortrag Heribert Januszewski (Regierung von Unterfranken) 

Diskussion 

Loy (Verbund Innkraftwerke GmbH) 
- Die Darstellung der Überschwemmungsflächen bei der Auswahl des Extremereignisses jenseits eines 

tausendjährigen Ereignisses führt dazu, dass großflächige Gebiete als Extremhochwasser gefährdete 
Gebiete ausgewiesen werden müssten. Bei der Bevölkerung wird durch diesen Kartendienst unnötig 
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Angst geschürt. Bei Stauhalten gilt die DIN 19700 mit definierten Bemessungsereignissen HQ 100 und 
als Extremereignis HQ 1000. Ein HQ 1000 bei großen Flüssen in Bayern entspricht ~ 1,3 * HQ 100 
(Anmerkung: genaue Zahl 1,26). Bei der Verwendung von größeren Extremereignissen für die HWRM-
RL werden Flächen ausgewiesen, die sich von dem Extremhochwasser bei der Bemessung von Stau-
stufen unterscheiden und somit zu Unklarheiten führen. Es müssten dann Dammbruchszenarien unter-
sucht werden. 

Januszewski (Regierung von Unterfranken) 
- Es liegt ein gesetzlicher Auftrag zur Dokumentation der hochwassergefährdeten Gebiete vor, dem wur-

de mit der Einführung des Kartendienstes Folge geleistet. So schreiben die HWRM-RL und das WHG 
die Ausweisung eines Extremereignisses für die Hochwassergefahrenkarten vor. 

Eichenseer (StMUG) 
- Die Darstellung des Risikos und die Warnung der Bevölkerung vor der Möglichkeit extremer Ereignisse 

stellen explizite Ziele des Kartendienstes dar. 

Merz (LfU) 
- Es existieren im Zusammenhang der Ermittlung des HQextrem besondere Regelungen für Stauhal-

tungsstrecken und deren Darstellung. 

Haran (StMELF) 
- Die HWRM-RL ist ähnlich aufgebaut wie die WRRL und enthält auch ähnliche Formulierungen. Gibt es 

auch bei der HWRM-RL rechtsverbindlich umzusetzende Maßnahmenprogramme? 

Merz (LfU) 
- Bei der Umsetzung der HWRM-RL besteht gegenüber der EU keine Vorgabe zur Zielerreichung. Das 

Berichtswesen zur HWRM-RL ist noch in der Entwicklungsphase, daher muss hier noch abgewartet 
werden. Aus der Richtlinie selbst ergibt sich jedoch keine Pflicht zur Umsetzung von Hochwasser-
schutzmaßnahmen. 

Braun (Landesfischereiverband Bayern) 
- Seitens des LFV Bayern besteht Interesse an „weichen Maßnahmen“. Wird eine Partizipation der Fi-

scherei als sinnvoll und wünschenswert erachtet? 

Eichenseer (StMUG) 
- Die Verbände werden in den Umsetzungsprozess eingebunden. Eine breit angelegte Partizipation im 

Sinne eines kommunikativen Prozesses ist angedacht und erwünscht. Insbesondere im Bereich von Al-
ternativen zum technischen Hochwasserschutz kann dies erfolgen. Die konkrete Diskussion kann auf 
Basis der Hochwassergefahren- und -risikokarten erfolgen. 

Schönauer (Bund Naturschutz) 
- Antwort auf Beitrag von Herrn Loy: Die Information der Bevölkerung über Hochwasserüberschwem-

mungsflächen ist notwendig. Insbesondere die Verhinderung von Baumaßnahmen in Hochwasser ge-
fährdeten Gebieten ist dringend erforderlich; die Ausweisung von gefährdeten Gebieten als Bauland 
sollte generell vermieden werden. 

Loy (Verbund Innkraftwerke GmbH) 
- Ein Beispiel zum Thema Stauhaltungen und der Gefahr des Dammbruchs: Bei einem 5000-jährlichen 

Hochwasser wäre z. B. gesamt Rosenheim überflutet. Hier handelt es sich jedoch um ein extrem selte-
nes Ereignis. Die Gefahr besteht, dass die Kennzeichnung solcher Gebiete im Kartendienst der Bevöl-
kerung einen falschen Eindruck vermittelt. 

 

Protokoll 12. Wasserforum Bayern (08.07.2011) 
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Protokoll 12. Wasserforum Bayern (08.07.2011) 

3. Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie aus Sicht der EU-Kommission – Aktuelle Auswer-
tungen 

Vortrag Dr. Ursula Schmedtje (EU-Kommission) 

Diskussion 

Beckmann (Wasser- und Schifffahrtsdirektion Süd) 
- Wird die Umsetzung der WRRL in die nationale Gesetzgebung aktuell beim Compliance Check mitge-

prüft? 

Schmedtje (EU-Kommission) 
- Die rechtliche Umsetzung der WRRL in die nationale Gesetzgebung ist nicht Gegenstand des gegen-

wärtigen Compliance Check, es sei denn, dass die Untersuchungen einen entsprechenden Hinweis er-
geben. Es wird jedoch untersucht, ob die Umsetzung der WRRL auf Basis des legislativen Instrumenta-
riums der Staaten effizient und zielführend ist, z. B. ob die Koordinierung zwischen den zuständigen 
Behörden innerhalb einer Flussgebietseinheit (vgl. Art. 3 WRRL) erfolgt ist, entsprechend dem engli-
schen Begriff governance. 

Schönauer (BN) 
- Die Formulierung des Zieles „Schließung von legislativen Lücken“ impliziert, dass hier bereits Anstren-

gungen unternommen wurden. 

- Der Begriff Wasserdienstleistung wird in Deutschland mit „Wasserversorgung“ und „Abwasserentsor-
gung“ zu eng definiert. Die Nichtheranziehung von Wasserdienstleistungen wie z. B. Kühlwasserent-
nahme mit Aufheizung, Stromgewinnung aus Wasserkraft, Binnenschifffahrt, aber auch Beregnungs-
landwirtschaft ist nicht zu tolerieren. 

- Die existierenden Maßnahmenprogramme sind oft unverbindliche Absichtserklärungen, insbesondere 
im Bereich Durchgängigkeit und der gewässerschonenden Landbewirtschaftung. 

Schmedtje (EU-Kommission) 
- Es laufen derzeit Studien um festzustellen, in wieweit Lücken in der bestehenden Wassergesetzgebung 

bestehen. Die Ergebnisse fließen in den "Blueprint zum Schutz Europäischer Gewässer" ein, der Ende 
2012 veröffentlicht wird. 

- Elf EU-Mitgliedsstaaten legen den Begriff Wasserdienstleistung sehr eng aus. Diesbezüglich liegt der 
Kommission eine Beschwerde vor. Im September 2011 ist hierzu eine Stellungnahme der EU-
Kommission zu erwarten. 

- Die Prüfung der Umsetzung der Maßnahmenprogramme kann erst im Anschluss an den Zwischenbe-
richt der Mitgliedstaaten Ende 2012 erfolgen. Die Maßnahmenprogramme zum Thema Durchgängigkeit 
und sowie andere Aspekte der Hydromorphologie sind Teil dieser Prüfung. 

Orschler (E.ON Wasserkraft GmbH) 
- Sind der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und die Verminderung hydromorphologischer Energiepotentia-

le durch WRRL-Maßnahmen auch Bestandteil der Bewertung durch die EU Kommission (auch im Hin-
blick auf die Erneuerbare-Energien-Richtlinie)? 

Schmedtje (EU-Kommission) 
- Die Ziele der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie und der Wasserrahmenrichtlinie sind grundsätzlich ver-

einbar. Es geht darum, jeweils die beste Lösung für die Zielerreichung beider Richtlinien zu finden. Die 
Integration der Wasser- und Energiepolitik wird Bestandteil des „Blueprint zum Schutz Europäischer 
Gewässer“ sein; auch ökonomische Fragestellungen werden dabei betrachtet werden. 
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- Die Prüfung der Bewirtschaftungspläne wird auch die Finanzierung der Maßnahmenprogramme umfas-
sen, einschließlich der Nutzung von EU-Fördermöglichkeiten. Die Prüfung wird auch die aktuelle Fi-
nanzkrise und evtl. daraus resultierende Auswirkungen auf die Umsetzung der WRRL umfassen. 

Wimmer (Bayerischer Bauernverband) 
- Wie weitgehend kann die Anwendung von Ausnahmetatbeständen aus Sicht von Brüssel zugelassen 

werden, insbesondere auch aus Sicht der Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen bei der Maß-
nahmenumsetzung nach WRRL? 

Schmedtje (EU-Kommission) 
- Die Anwendung von Ausnahmetatbeständen ist an klare Bedingungen geknüpft. Klare Begründungen 

und die Erläuterung der Randbedingungen, die zur Inanspruchnahme des Ausnahmetatbestands füh-
ren, sind in den Bewirtschaftungsplänen erforderlich. 

Schnell (Landesfischereiverband Bayern) 
- Vor dem Hintergrund der bundesweiten Situation, der Energiewende in Bayern und dem Nutzungspo-

tential der Wasserkraft: Stehen die Klimaschutzziele in Konflikt mit den Zielen der Wasserrahmenricht-
linie? Den Gewässerschutzzielen wäre aus Sicht des LFV Vorrang zu geben. 

Schmedtje (EU-Kommission) 
- Zwischen den Zielen der WRRL und des Klimaschutzes wird seitens der Kommission kein Widerspruch 

gesehen. Es wird davon ausgegangen, dass die Ziele in Einklang gebracht werden können. Es kommt 
auf eine Optimierung der Planungen zur Zielerreichung der betroffenen Richtlinien an. Dazu wird eine 
strategische Planung auf Flusseinzugsgebietsebene empfohlen. 

Lintzmeyer (Verein zum Schutz der Bergwelt) 
- Bei den legislativen Vorgaben fehlen die Synergien mit Naturschutzrichtlinien. Werden diese bei der 

Prüfung der Kommission („fitness check“) berücksichtigt? 

- Wie wird die Koordination mit Nicht-EU-Staaten, z. B. der Schweiz, vollzogen? 

Schmedtje (EU-Kommission) 
- Die Integration betroffener Politikbereiche einschließlich anderer Umweltbelange wie des Naturschut-

zes ist zentraler Bestandteil der WRRL. Das Erreichen der Ziele in Schutzgebieten ist in Art. 4 (1) (c) 
ausdrücklich erwähnt. Eine Prüfung der Erreichung der Ziele der Naturschutzrichtlinien ist daher bei der 
Aufstellung des Maßnahmenprogramms zu berücksichtigen. 

- Wenn eine Flussgebietseinheit über das Gebiet der Gemeinschaft hinausgeht, haben sich die betroffe-
nen Mitgliedstaaten nach WRRL um eine geeignete Koordinierung mit den entsprechenden Nichtmit-
gliedstaaten zu bemühen, um die Ziele nach WRRL zu erreichen, und diese ist im Bewirtschaftungs-
plan entsprechend zu dokumentieren. 

 

Protokoll 12. Wasserforum Bayern (08.07.2011) 

4. Die neue Grundwasserverordnung – Überblick zu rechtlichen Regelungen und Auswirkungen 
im Vollzug 

Vortrag Michael Haug (StMUG) 

Diskussion 

Schönauer (Bund Naturschutz) 
- Bezüglich der Umsetzung landwirtschaftlicher Maßnahmen ist die Beratung als ergänzende Maßnahme 

absolut nicht ausreichend. 
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- Die Berücksichtigung des Trendanstiegs ist überfällig; gerade auch im Hinblick auf die zunehmende 
„Vermaisung“ in der Landschaft müssen sofort geeignete Maßnahmen getroffen werden. 

- Die zeitliche Abfolge der Maßnahmenumsetzung dauert in der Praxis insgesamt zu lang. 

- Die Verpflichtung zur Zielerreichung kann durch das häufig vorgebrachte Argument, dass Maßnahmen 
zu teuer sind, nicht schlüssig aufgeschoben oder gar zur Begründung weniger strenger Ziele verwendet 
werden. 

Haug (StMUG) 
- Die Teilnahme der Landwirte am KULAP ist freiwillig. Die Beratung ist der Schlüssel dafür, dass Land-

wirte überhaupt am KULAP teilnehmen. 

- Die Grundwasserverordnung gibt nun eine klare Linie für die Umsetzung vor. Die Ermittlung der Trends 
muss zwingend nur einmal alle 6 Jahre stattfinden und nur in risikobehafteten Gebieten. Sie wird aber 
tatsächlich flächendeckend vorgenommen. Wenn die Schadstoffkonzentration drei Viertel des Schwel-
lenwerts erreicht, sind (bei steigendem Trend) Maßnahmen zur Trendumkehr erforderlich. 

- Von der Möglichkeit, weniger strenge Umweltziele festzulegen, wird in Bayern bisher kein Gebrauch 
gemacht. Inwieweit dies in Zukunft erforderlich werden könnte, wurde in Bayern noch nicht analysiert, 
da es bisher nicht erforderlich war. Andere Bundesländer nutzen die Möglichkeit der Zielabsenkung be-
reits. 

 

Protokoll 12. Wasserforum Bayern (08.07.2011) 

5. Konzepte und Maßnahmen zur Verbesserung von Gewässerstruktur und Durchgängigkeit 

Vortrag Alexander Neumann (LfU) 

Diskussion 

Paukner (Donau-Naab-Regen-Allianz) 
- Wer ist an Bundeswasserstraßen für die Herstellung der Durchgängigkeit zuständig? Wie verteilt sich 

bei hydromorphologischen Maßnahmen insgesamt die Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern?  

Neumann (LfU) 
- Die Bundeswasserstraßen befinden sich im Kompetenzbereich der Bundeswasserstraßenverwaltung. 

Nethövel-Kathstede (WSV – WSD Süd) 
- Für die Zuständigkeit für Unterhaltungsmaßnahmen trifft dies zu, für wasserwirtschaftliche Ausbau-

maßnahmen hingegen nicht. Die Bundeswasserstraßenverwaltung steht auf dem Standpunkt, dass 
dies noch nicht endgültig geklärt ist, da insoweit ein Dissens mit dem Freistaat Bayern besteht. 

Paukner (Donau-Naab-Regen-Allianz) 
- Verzögerungen in der Umsetzung wegen ungeklärter Zuständigkeiten wären nicht hinnehmbar. 

Grambow (StMUG) 
- Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und das Bayerische Wassergesetz (BayWG) regeln diese Frage-

stellung endgültig. Die Maßnahmenumsetzung an Bundeswasserstraßen ist Sache der Bundeswasser-
straßenverwaltung.  

Schönauer (BN) 
- Die Tatsache, dass eine Vielzahl von Maßnahmen erst im zweiten und dritten Bewirtschaftungszeit-

raum mit Zielerreichung 2027 durchgeführt werden soll, ist ein unbefriedigendes Ergebnis. Die finan-
zielle und personelle Ausstattung zur Erreichung der WRRL-Ziele muss verbessert werden. 
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Grebmayer (LfU) 
- An knapp 100 Wasserkörpern in Bayern ist die Zielerreichung infolge von hydromorphologischen Maß-

nahmen für 2015 vorgesehen. An weiteren rund 300 FWK werden Maßnahmen bereits geplant oder 
begonnen, der Abschluss der Maßnahmen und die Zielerreichung werden jedoch erst für den Zeitraum 
nach 2015 erwartet. 

Beckmann (WSV – WSD-Süd) 
- Antwort auf Herrn Schönauer: Grundsätzlich sind für Baumaßnahmen zuvor Planungen und Genehmi-

gungen erforderlich. Zurzeit gehen wir von einer Vorlaufzeit von mindestens 1 Jahr aus. In dieser Zeit 
laufen Prozesse, wie z. B. die Erstellung von Gutachten etc., ab. Der Wissensstand wird zusätzlich mit 
den laufenden Projekten, aber auch Pilotprojekten, verbessert. Dies dient auch dazu, die Planungen 
weiterer Maßnahmen noch gezielter angehen zu können. 

Renner (Bayerischer Kanuverband) 
- Ein Beispiel für die Zuständigkeiten an Bundeswasserstraßen: Bei Straubing wurde eine bestehende 

Bootsgasse durch das Wasser- und Schifffahrtsamt in einen Borstenfischpass umgebaut. Die Fische-
reifachberatung Niederbayern hat diesem Umbau nicht zugestimmt. 

Schnell (Landesfischereiverband Bayern) 
- Die stromaufwärtsgerichteten Maßnahmen zur Herstellung der Durchgängigkeit werden sehr begrüßt. 

Ein Leitfaden zum Thema Fischaufstieg befindet sich in Erstellung. 

- Zur stromabwärts gerichteten Durchgängigkeit bestehen bisher noch einige offene Fragen. Dieser As-
pekt sollte als ebenso bedeutend behandelt werden. 

Neumann (LfU) 
- Der Forschungs- und Entwicklungsbedarf im Bereich des Fischabstiegs ist derzeit noch erheblich. Un-

tersuchungen zu diesem Thema laufen aber bereits z. B. „Intelligenter Rechen“.  

Januszewski (Regierung von Unterfranken) 
- Im Maßnahmenprogramm nach WRRL sind am Main auch hydromorphologische Maßnahmen vorge-

sehen. Gleichzeitig laufen Rechtsverfahren zum Ausbau der Wasserstrasse; wegen der zugehörigen 
Ausgleichsmaßnahmen ist man mit der WSD im Gespräch. Es wäre sinnvoll die Ausgleichsmaßnah-
men und die darüber hinaus erforderlichen hydromorphologischen Maßnahmen gemeinsam umzuset-
zen; falls hier noch unterschiedliche Auffassungen zu Zuständigkeiten bestehen, sollte dringend eine 
Klärung erfolgen. 

 

Protokoll 12. Wasserforum Bayern (08.07.2011) 

6. Beispiel eines Umsetzungskonzeptes für hydromorphologische Maßnahmen 

Vortrag Marion Natemeyer (Wasserwirtschaftsamt Rosenheim) 

Diskussion 

Schwäricke (BN) 
- Öffentlichkeitsbeteiligung ist bei der Aufstellung von Umsetzungskonzepten zwingend erforderlich. Wa-

ren die örtlichen Vertreter der Verbände bei den Inforunden beteiligt?  

Natemeyer (WWA Rosenheim) 
- Abstimmungen haben zunächst einzeln mit den betroffenen Anliegern am OWK stattgefunden. Die 

Wasser- und Bodenverbände wurden bei den Abstimmungsgesprächen mit den Trägern öffentlicher 
Belange und mit den Gemeinden dazugeladen. Ein weiteres Abstimmungsgespräch mit den Natur-
schutz-Verbänden wird zeitnah durchgeführt. 
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Schwäricke (BN) 
- Es besteht hier Diskussionsbedarf zur Vorgehensweise. Die frühzeitige Einbeziehung ist Vorausset-

zung für die Akzeptanz von Maßnahmen. Die nach WRRL erforderliche aktive Öffentlichkeitsbeteiligung 
darf nicht auf nachträgliches „Abnicken“ fertiger Planungen reduziert werden. 

 

Protokoll 12. Wasserforum Bayern (08.07.2011) 

7. Interkommunale Zusammenarbeit bei der Maßnahmenumsetzung an kleinen Fließgewässern 

Vortrag Beate Krettinger (DVL-Koordinierungsstelle Bayern) 

 

Diskussion 

Lintzmeyer (Verein zum Schutz der Bergwelt) 
- In Oberbayern sind die Landschaftspflegeverbände bisher nicht stark vertreten. Es gibt hier viele leere 

Flecken auf der Karte. 

Krettinger (DVL-Koordinierungsstelle Bayern) 
- Maschinenringe, Naturschutzbehörden etc. sind hier sehr aktiv. Die Ausweitung möglicher Aufgaben 

über die reine Landschaftspflege hinaus sowie die Gründung neuer Landschaftspflegeverbände in die-
ser Region wäre sehr begrüßenswert. 

 

8. Werkstattgespräch zu Umsetzungskonzepten 

Moderation Michael Becker (StMUG)  

Im Rahmen des Werkstattgesprächs wurden von allen Teilnehmern am Wasserforum schriftliche Hinwei-
se zu Umsetzungskonzepten allgemein sowie zu den ausgehängten Beispielen gegeben. 

 

Statements der Mitglieder des Wasserforums 

Schnell (Landesfischereiverband Bayern) 
- Präsentation „Vermeidung von Fischschäden im Kraftwerksbereich“ 

- Bestrebungen zur stromabwärtsgerichteten Durchgängigkeit sollte ebensolcher Wert beigemessen 
werden wie den Maßnahmen zur Durchgängigkeit stromaufwärts. 

Braun (Landesfischereiverband Bayern) 
- Das Durchgängigkeitskonzept und die Maßnahmen zur Renaturierung werden unterstützt. Die Möglich-

keiten für die künftige Zusammenarbeit werden begrüßt. 

- Die Novellierung des Bayerischen Wassergesetzes erfordert ebenfalls eine Intensivierung der Verbän-
dearbeit. Gewässerrandstreifen wären wichtig, um den erosiven Eintrag von Feinmaterial in die Ge-
wässer zu verhindern/minimieren. 

Schönauer (BN) 
- Die fischbiologische wie auch die morphologische Durchgängigkeit – und damit verbunden die Fließ-

kraft der Gewässer - müssen gewährleistet werden. Man sollte die Umsetzung der Durchgängigkeit in-
tensiv vorantreiben; für die stromabwärtsgerichtete Durchgängigkeit soll nicht aufgrund evtl. noch erfor-
derlicher Forschung wie bisher jahrzehntelang zugewartet werden.  

- Das Ziel „guter Zustand“ ist seit 2000 bekannt. Appell an die Politik: In den Ämtern wurden und werden 
intensive Anstrengungen unternommen. Darüber hinaus muss eine ausreichende personelle und finan-
zielle Ausstattung der Umweltbehörden gewährleistet sein.  
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- Staukraftwerke unter 100 kWh Ausbauleistung dürfen nicht bestehen bleiben, 85 % der bayerischen 
Flüsse sind damit verbaut. Die Energieausbeute ist minimal, hier muss renaturiert werden. Die §§ 34 
und 35 WHG fordern geeignete Einrichtungen zur Erhaltung bzw. Wiederherstellung der Durchgängig-
keit, aber auch die Betriebsweisen sind zu überprüfen. Große Wasserkraftanlagen müssen ihren Be-
trieb so anpassen, dass auch der Fischabstieg ermöglicht wird. 

- Nur eine, wie bisher praktizierte, jahrelange Beratung im Bereich der Landwirtschaft kann nicht hinge-
nommen werden. Die gute fachliche Praxis reicht in bestimmten Fällen nicht aus und wird häufig nicht 
angewendet, das Grundwasser wird deshalb mit zu viel Stickstoff belastet. Wenn – wie bereits abzuse-
hen ist – bis 2015 Beratung nicht gezogen hat, müssen sofort andere ergänzende und verbindlich um-
zusetzende Maßnahmen ergriffen werden. 

Müller (Vereinigung Wasserkraftanlagen Bayern) 
- Kleine Wasserkraftanlagen (< 100 kWh) stellen tradierte Nutzungen unserer Gewässer dar (z. B. Müh-

len, Sägewerke), die relativ geringe negative Auswirkungen auf die Umwelt haben. 

- Ausleitungsanlagen bilden mit ihren verzweigten Gewässersystemen einen Beitrag zur Gewässerviel-
falt, die sonst so in unserer Landschaft nicht mehr häufig vorkommt. 

- Fischabstiegsanlagen sind zweckmäßig, aber ihre Funktionalität ist fachlich noch unklar. In der Ver-
gangenheit bereits umgesetzte Maßnahmen an Wasserkraftanlagen, wie die Verringerung des Stabab-
stands und der Anströmgeschwindigkeit, bewirken hier bereits viel. Die Finanzlage für die Betreiber 
kleiner Wasserkraftanlagen ist schwierig. Analoge Vorgehensweise zu RZWas und KULAP-Förderung 
sollte zur Unterstützung eingeführt werden. 

Beran (LBV) 
- Längs- und Querverbau sowie Sedimentierung wirken auf den Zustand der Gewässer. Nur 10 Prozent 

der Querbauwerke haben jedoch einen Bezug zur Wasserkraft. Auch an den übrigen Querbauwerken 
besteht noch ein hohes Potenzial für Maßnahmen zur Verbesserung der Durchgängigkeit.  

- Zum Thema Restwasserproblematik: Die Überarbeitung des Restwasserleitfadens ist dringend erfor-
derlich. Zum Beispiel verbleibt in trockenen Sommern häufig nicht ausreichend Restwasser in Gewäs-
serbett.  

- Renaturierungsmaßnahmen an Gewässern, die hinsichtlich Biodiversität durchgeführt werden, dienen 
auch dem Hochwasserschutz. Kommunen sollten ein Interesse haben, diese an Gewässern dritter 
Ordnung umzusetzen. 

- Bezüglich Eintrag von Sedimenten wurde mit der Novellierung des BayWG eine Chance vergeben, da 
die Pflicht zu Gewässerrandstreifen wieder gestrichen wurde. Sedimenteintrag sollte sinnvollerweise 
verhindert werden. In der Fläche fehlen Erosionshindernisse (Studie liegt vor). Über KULAP werden die 
Landwirte im Nachhinein dafür belohnt, dass sie zuvor bis an das Gewässer geackert haben. Ackernut-
zung im Auen- und Überschwemmungsbereich ist wegen des starken Sedimenteintrags nicht hinnehm-
bar. Standortgerechte Nutzung, die gegen Sedimenteintrag wirkt, ist zu fordern. 

Renner (Bayerischer Kanuverband) 
- Es besteht ein erheblicher Belastungsdruck auf Fließgewässer durch den kommerziellen Kanusport 

(Bootsverleihe), teilweise liegen Übernutzungen vor. Das Wasserforum sollte sich mehr mit dieser 
Thematik im Bereich Freizeit und Erholung auseinander setzen. 

- Es liegen sehr viele Querbauwerke in den Gewässern vor, die nicht durch Kanusportler überwindbar 
sind. Es sollte bei der Herstellung der Durchgängigkeit auch die kanusportliche Durchgängigkeit be-
rücksichtigt werden. (Kanusportliche Vorranggewässer wurden ebenfalls benannt). 

- Die unterschiedlichen Meinungen bezüglich Borstenpässen sollten vertieft diskutiert werden, z. B. in 
einer Arbeitsgruppe. 
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- Bei technischen Wanderhilfen gibt es viele „unmögliche“ und unverständliche Konstruktionen. 

- An Herrn Müller gerichtet: Ausleitungsstrecken von Wasserkraftanlagen sollten nicht als ökologisch 
vorteilhaft beschrieben werden (oft geringe Wasserführung). 

- Zu den Fischpässen an Isarwehren: Hier muss nach jedem Hochwasser ausgebaggert werden, um 
deren Erreichbarkeit für Fische zu gewährleisten. 

Lintzmeyer (Verein zum Schutz der Bergwelt) 
- Das Umsetzungskonzept (UK) als Aufbaumodul zum Gewässerentwicklungskonzept (GEK) zu sehen, 

stößt nicht überall auf Zustimmung. Ggf. anderen Weg wählen: wo ein GEK vorhanden ist, könnte das 
zu einem UK konkretisiert werden. Gemeinden mit GEK würden belohnt (positiver Anreiz). 

- Zum Diskussionsbeitrag von Herrn Müller: Die CO2-Vermeidung durch kleine Wasserkraftanlagen liegt 
bei nur 0,09 %. Deren energetischer Beitrag ist marginal. Die kleinen Wasserkraftanlagen sollten abge-
baut, keinesfalls erweitert werden. 

Krettinger (DVL Koordinierungsstelle Bayern) 
- Die Umsetzungskonzepte (UK) sind aus Sicht der Landschaftspflegeverbände von zentraler Bedeu-

tung. 

- die UK sollten möglichst praxisnah und detailliert ausgestaltet werden, z. B. durch Angabe von Flur-
nummern usw. schon in den UK.  

- Ausarbeitung der Konzepte sollte angesichts des zeitlich befristeten Umsetzungszeitraums außerdem 
zeitnah erfolgen. 

- Die Tatsache, dass die Erstellung von Umsetzungskonzepten zusätzlich zu den Gewässerentwick-
lungskonzepten (GEK) notwendig ist, wird nicht von jeder Gemeinde begrüßt. Hier sollte darauf verwie-
sen werden, dass die UK auf den GEK aufbauen und zur Konkretisierung sowie detaillierteren Ausge-
staltung dienen. 

Becker (StMUG) 
- Die Öffentlichkeitsbeteiligung zu den UK steht in vielen Fällen noch aus. Die Wasserwirtschaftsämter 

sind aufgefordert, dies intensiv weiter zu verfolgen. 

Schwäricke (BN) 
- Neue wissenschaftliche Gutachten haben ergeben, dass bei Stauseen die Gefahr der Methan-

Ausgasung besteht. In Staustufen muss dieser Vorgang untersucht werden, bevor weitere Staustufen 
genehmigt werden. Methan ist bis zu 25mal klimaschädlicher als das eingesparte Kohlendioxid. Einmal 
gebaut würde so für die Lebensdauer einer Wasserkraftanlage eine fatale Methan-Emission genehmigt, 
die die CO2-Einsparung in keiner Weise aufwiegen kann. 

- 95 % der kieslaichenden Fische stehen in Bayern auf der roten Liste, dies liegt an Querbauwerken 
(s. a. Beitrag von Frau Schwäricke zum Thema Wasserkraft und Ökologie). 

Haimerl (VBEW) 
- EEG dient nicht in erster Linie der Förderung der Ökologie, hat aber nichts desto trotz positive Effekte 

auf sie. 

- Es werden seitens der Wasserkraft schon viel mehr Projekte durchgeführt, als die kritischen Vorträge 
glauben machen. Dabei sei auch nochmals auf die Aussage der EU-Kommission hingewiesen, dass die 
Ziele der erneuerbaren Energien und der WRRL gemeinsam verwirklicht werden können. 
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9. Beiträge zur Thematik Wasserkraft und Ökologie 

9.1 WRRL und EEG-Förderung der Wasserkraft – Freunde oder Feinde? 

Vortrag Renate Schwäricke (BN) 

9.2 Maßnahmen der Wasserkraft zur Erreichung der WRRL-Ziele: Gelungene Beispiele und Poten-
tiale 

Vortrag Dr. Gerhard Haimerl (VBEW) 

9.3 Energiewende und Wasserkraft 

Vortrag Dr. Klaus Arzet (StMUG) 

Diskussion 

Beran (LBV) zum Vortrag von Dr. Haimerl 
- Auf welche Maßnahmen beziehen sich die im Vortrag (Dr. Haimerl) genannten Stichworte „Nachrüs-

tung“ und „Modernisierung“? 

Haimerl (VBEW) 
- Modernisierungsmaßnahmen werden am Bestand ohne Änderung der wasserrechtlichen Genehmigung 

durchgeführt (z. B. Verbesserung der Maschinentechnik).  

- Nachrüstung ist hingegen alles, was ein wasserrechtliches Genehmigungsverfahren voraussetzt. 

Beran (LBV) 
- Die Erhöhung der Wasserkraftnutzung birgt nur mehr ein sehr geringes Potenzial von 2 % des Ener-

giebedarfs, wobei in 24 % der Fälle ein Neubau erforderlich wäre. Der Neubau von Wasserkraftanlagen 
wird wegen der negativen Auswirkungen auf die Gewässerökologie durch den LBV abgelehnt. 

Orschler (E.ON Wasserkraft GmbH) 
- Die Diskussion verläuft etwas enttäuschend; wir waren im Wasserforum bereits und sind auch in der 

Praxis schon weiter. Zum Glück ist man in der Praxis schon über die Verwendung von Begriffen aus 
dem Strafrecht hinaus gekommen (Bezug zum Vortrag von Frau Schwäricke). 

- Der heutige Bundesratsbeschluss zum EEG besagt, dass eine erhöhte Vergütung nur aufgrund ökolo-
gischer Ausbau-Maßnahmen (=“Modernisierung“) ab 2012 nicht mehr vorgesehen ist.  

- Zum Thema flussabwärtsgerichtete Durchgängigkeit: Hier fehlen noch konsolidierte Lösungen. 

- Erhöhungen von Restwasserabgaben müssen ausgeglichen werden. 

- Querbauwerke müssen in einigen Bereichen aufgrund anderer Nutzungen abseits der Wasserkraft 
bestehen bleiben. 

- Hinweis auf § 35 (3) WHG: Es sollten die Möglichkeiten genutzt werden, die Wasserkraftnutzung voran 
zu bringen. 

- Ein positiver Blick nach vorne, der konstruktive Diskussionen in der Zukunft ermöglicht, ist wünschens-
wert. 
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Schweiger (Vereinigung Wasserkraftanlagen Bayern) 
- Das Thema Wasserkraft ist komplex und es gibt unterschiedliche Standpunkte. Der pauschale Angriff 

auf kleine Wasserkraftanlagen wird jedoch zurückgewiesen. Einzelfallabwägungen zwischen Ökologie 
und der Nutzung von Gewässern aus energie-, volks- und gemeinwirtschaftlicher Sicht sind im Sinne 
der Nachhaltigkeit, des Klimaschutzes und der Ressourcenschonung zwingend erforderlich. 

Schwäricke (BN) 
- Ein positiver Blick nach vorne (Statement Hr. Orschler) wäre tatsächlich wünschenswert, die Realität ist 

jedoch eine andere. Das zitierte Eckpunktepapier „Nachhaltige Wasserkraftnutzung an staatlichen Ge-
wässern in Bayern“ wurde zum Beispiel ohne die Mitwirkung der Umweltverbände verabschiedet. 

- Vor dem Hintergrund der Energiewende wird Energiesparen und Energieeffizienz künftig notwendiger 
werden, als z. B. energetisch fragwürdige Kleinstwasserkraftwerke auszubauen. 

- Auch und gerade unter dem Aspekt der Energiewende müssen die Ziele der WRRL beachtet werden 
und zur Umsetzung kommen. 

Schmedtje (EU-Kommission) 
- Strategische Planung (wie von Herrn Arzet vorgestellt) wird von der Kommission als richtiger Weg an-

gesehen. Zum Beispiel sollte gemäß den Key Conclusions des CIS-Workshops on „Water Framework 
Directive and Hydropower“ aus dem Jahr 2007 die Zielsetzung der Integration der erneuerbaren Ener-
gien unter Berücksichtigung der ökologischen Rahmenbedingungen verfolgt werden (Vereinbarkeit 
WRRL und Erneuerbare Energien am Einzelobjekt). 

- Die Vorgaben der WRRL müssen eindeutig eingehalten werden, jedoch sieht die Richtlinie auch Aus-
nahmemöglichkeiten unter definierten Randbedingungen vor. Die Umsetzung der Vorgaben der WRRL 
sowie die Entwicklung strategischer Planungskonzepte durch die Einzelstaaten werden von der EU-
Kommission unterstützt. 

Schnell (Landesfischereiverband Bayern) 
- Zustimmung zu Beitrag von Frau Schwäricke: Die Kartierung der Querbauwerke wurde seinerzeit be-

grüßt, jedoch nicht als Grundlage für die Suche nach geeigneten Standorten für neue Wasserkraftanla-
gen. Es fehlt eine Einbindung der Naturschutzverbände in die Standortsuche. 

Arzet (StMUG) 
- § 35 Absatz 3 WHG enthält einen Prüfauftrag. 

Eine Aussage, wie viele Staustufen und sonstige Querverbauungen wirklich für die Wasserkraftnutzung 
geeignet sind, ist noch völlig offen. 

- Die Beteiligung der Verbände ist im Prozess der Identifikation potentieller Standorte für neue Wasser-
kraft vorgesehen. 
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10. Maßnahmen im landwirtschaftlichen Bereich 

Vortrag Helmut Haran (StMUG) 

Diskussion: keine Fragen/Beiträge 
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11. Ergebnisse des 12. Wasserforums und Ausblick 

Dr.-Ing. Martin Grambow (StMUG) 
- Dank an alle Beteiligten für einen spannenden Tag. Die vielfältige Präsenz von Vertretern der Abteilung 

Wasserwirtschaft des StMUG soll auch die Bedeutung des Wasserforums als wichtiges Gremium un-
terstreichen. 

- Vor dem Hintergrund aktueller Ereignisse wie Fukushima zeichnet sich eine große gesellschaftliche 
Wende ab. 

- Transformation zu einer nachhaltigen Gesellschaft ist gewünscht und überfällig, aber nicht leicht zu 
erreichen. 

- Die WRRL war schon immer ein wichtiger Schnittpunkt verschiedener Zielsetzungen. So sind z. B. Er-
nährung, Wasser, Biodiversität und Energieversorgung wichtige Diskussionsthemen.  

- Die Wasserkraftnutzung wurde besonders kontrovers diskutiert. Sehr schwierig ist es, eine Lösung zu 
finden, wie die Ziele der WRRL und der Energiewende zusammenzuführen sind. 

- In den Diskussionsbeiträgen zeigt sich ein Ringen um den richtigen Weg inmitten des bestehenden 
gesellschaftlichen Wandels, hierfür sei dem Kreis des Wasserforums gedankt. 

- Der Wunsch nach mehr Partizipation wird sehr ernst genommen. 

- Gemeinsames Ziel im Kreis des Wasserforums ist es, Vorschläge und praktikable Lösungen zu erarbei-
ten. Thesen von Lobbyverbänden werden nicht ausreichen, einseitige Gedanken können die Aufgaben 
nicht lösen. Jedes gelungene Lösungsbeispiel wird in der Sache weiter helfen.  

- Dank an die Vortragenden und Diskussionsteilnehmer und Bitte an alle, dem Wasserforum gewogen zu 
bleiben.  

 

Hof, 06.12.2011 

Für das Protokoll 

gez. Antonia Knübel 

 

Anlage: Teilnehmerverzeichnis 

Abkürzungen:  

BayWG  Bayerisches Wassergesetz 

BN Bund Naturschutz  

DVL Deutscher Verband für Landschaftspflege e.V. 

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz  

HWRMRL Europäische Hochwasserrisikomanagementrichtlinie  

KULAP Bayerisches Kulturlandschaftsprogramm  

LBV Bayerischer Landesbund für Vogelschutz  

LFV Bayerischer Landesfischereiverband  

StMELF Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

StMUG Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit  

VBEW Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft  

VWB Vereinigung Wasserkraftanlagen Bayern  

WHG Wasserhaushaltsgesetz 

WSD Wasser- und Schifffahrtsdirektion 

WSV Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
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Altmayer, Dr. Michael  LfU 

Amann Nanni LfU 

Arzet, Dr. Klaus StMUG 

Becker Michael  StMUG 

Beckmann, Dr. Thomas Wasser- und Schifffahrtsdirektion Süd 

Beran Helmut LBV 

Binder  Walter  Verein zum Schutz der Bergwelt 

Braun Manfred Landesfischereiverband Bayern  

Braun Jochen Regierung von Schwaben 

Brunner Bernhard Reg. von Mittelfranken 

Döring Nico Isar Allianz 

Dotzel Elmar Stadtwerke Schweinfurt GmbH 

Eichenseer Erich StMUG 

Fischbacher Wolfgang Rhein-Main-Donau AG 

Fischer Walter  Wasserwirtschaftsamt Hof 

Geisler Stefanie DWA Landesverband Bayern 

Grambow, Dr.-Ing. Martin StMUG 

Grebmayer Thomas LfU 

Gröbmaier Wolfgang LfU 

Haas, Dr. Bettina StMUG 

Haimerl, Dr.  Gerhard Bayerische Elektrizitätswerke GmbH 

Haran Helmut StMELF 

Haug Michael  StMUG 

Heim Markus ROB - SG 52 Wasserwirtschaft 

Hoppe, Dr. Michael  Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

Jakob Franz Isar Allianz 
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Teilnehmerverzeichnis 12. Wasserforum Bayern 

Name Vorname Institution 

Januszewski Heribert Regierung von Unterfranken 

Kahl Jona LfU 

Klumpp Reinhard LfU 

Kraier Wolfgang LfU 

Krettinger  Beate Deutscher Verband für Landschaftspflege 

Kring Mathias IHK Schwaben 

Kumutat Claus LfU 

Lintzmeyer, Dr. Klaus Verein zum Schutz der Bergwelt 

List Rainer Stadtwerke München GmbH 

Loy Georg Verbund Innkraftwerke GmbH 

Mayr, Dr. Christoph LfU 

Merz Gabriele LfU 

Möller Jörn-Helge Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches 

Müller Michael  Vereinigung Wasserkraftanlagen Bayern 

Nagl Gerhard Bund Naturschutz 

Natemeyer Marion Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 

Nethövel-Kathstede Petra Wasser- und Schifffahrtsdirektion Süd, Würzburg 

Neumann Alexander  LfU 

Nüßlein Friedrich  LfL 

Orschler Christian Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirt-
schaft 

Overhoff Gregor StMUG 

Paukner, Dr. Josef Bund Naturschutz 

Popp Martin LfU 

Rappold Christoph StMELF, Ref. L1 

Renner Rolf Bayerischer Kanuverband 

Riehl Stefanie Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege (ANL)
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Name Vorname Institution 

Röder Anna Arbeitsgemeinschaft Natur- und Umweltbildung Bayern 

Röll Jochen Stadtwerke Schweinfurt GmbH 

Rothmeier, Dr. Franz LfU 

Schmedtje, Dr. Urlula EU-Kommission 

Schnell Johannes Landesfischereiverband Bayern  

Schnippering Eva LfU 

Schönauer Sebastian BN BY 

Schug Ulrich  LfU 

Schwaiblmair Stefan StMUG 

Schwäricke Renate Bund Naturschutz 

Schweiger Fritz Vereinigung Wasserkraftanlagen Bayern 

Schweigert Susanne LfU 

Seitz, Dr. Gunther Regierung von Niederbayern 

Stöcklein Karl-Hermann  Wasser- und Schifffahrtsamt Regensburg 

Steinhauser Sylvia Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirt-
schaft 

Wimmer Georg Bayerischer Bauernverband 

Wolf Albert StMWIVT 

Zauner Franz Verbund Innkraftwerke GmbH 
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